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von Dr. Gerd Müller, Bundesminis-
ter für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung

Deutschland steht in der aktuellen 
Flüchtlingskrise vor gewaltigen Her-
ausforderungen. Wir sind innenpoli-
tisch, aber auch international im Be-
reich der Außen- und Entwicklungs-
politik gefordert.

Einige Zahlen sollen dies verdeut-
lichen: Weltweit sind rund 60 Millio-
nen Menschen auf der Flucht. So vie-
le, wie seit dem 2. Weltkrieg nicht 
mehr. In und um Syrien sind allein 
fast 12 Millionen Menschen auf der 
Flucht. Syrische Flüchtlinge bilden 
derzeit die größte Herkunftsgruppe 
von Asylsuchenden in Deutschland. 
Sie sind vor Krieg, Hunger und Terror 
geflohen. Mehr al 95 Prozent der syri-
schen Flüchtlinge sind noch in der 
Region, vor allem in der Türkei, im Li-
banon und in Jordanien. 

Damit sich diese Millionen Syrer 
nicht auch noch auf den Weg nach Eu-
ropa machen, müssen wir jetzt 
schnell und entschlossen handeln. In 
den Flüchtlingslagern der Region gibt 
es immer weniger zu essen, da den in-
ternationalen Organisationen das 
Geld für Nahrungsmittelhilfen fehlt. 
Mit dem Winter vor der Tür brauchen 
die Flüchtlinge schnell eine Perspek-
tive vor Ort, damit sie sich nicht in die 
Hände von Schleppern begeben.

Die Bewältigung der Flüchtlings-
krise hat für mich höchste Priorität. 

Daten und Fakten zur aktuellen Flüchtlingskrise 
Wir sind auch international gefordert

Die deutsche Entwicklungspolitik in-
vestiert gezielt in die Bekämpfung 
von Fluchtursachen und unterstützt 
Flüchtlinge in ihrer schwierigen Lage. 
Ein ganz wesentlicher Teil des BMZ-
Haushalts wird in diesem Bereich ein-
gesetzt. So haben wir neben den regu-
lären Länderprogrammen z.B. drei 
Sonderinitiativen geschaffen und 
setzten gerade ein neues Infrastruk-
turprogramm für Flüchtlingsgebiete 
in Nahost, Nordafrika, Westafrika und 
der Ukraine um.

Konkret können wir mit unseren 
Ansätzen:

• 60.000 syrische Kinder im Libanon 
einschulen

• 800.000 Menschen in Jordanien mit 
Wasser und 200.000 Menschen mit 
Strom versorgen

• 15.000 Menschen im Irak in Be-
schäftigung bringen

• 25.000 Menschen in Ägypten beruf-
lich bilden

• Wohnraum für 25.000 Menschen in 
der Ukraine schaffen

• 400.000 Menschen in Mali mit Was-
ser versorgen.

Aber angesichts der Dramatik der 
Flüchtlingskrise müssen wir noch 
mehr tun. Dabei gilt: Jeder Euro, der in 
den Herkunftsregionen eingesetzt 
wird, erspart ein Vielfaches an Mitteln 

für die Flüchtlingsbetreuung in 
Deutschland. So kostet es zum Bei-
spiel ca. zehn Euro, um einem Kind 
im Nahen Osten eine Woche lang den 
Schulbesuch zu ermöglichen. In 
Deutschland ist dies um ein Vielfa-
ches teurer.

Die Flüchtlingskrise kann aber 
auch nicht allein national gelöst wer-
den. Wir brauchen ein Sonderpro-
gramm der EU für die Haupther-
kunftsländer und wichtigsten Auf-
nahmeregionen in Höhe von 10 
Milliarden Euro. Ich habe dazu einen 
Vorschlag unterbreitet, wie dies durch 
Umschichtung aus bestehenden EU-
Fonds möglich ist, ohne dass zusätzli-
che Mittel durch die Mitgliedstaaten 
hierfür bereitgestellt werden müssen.

Die internationale Gemeinschaft 
muss die Nahrungsmittelhilfe für die 
Syrienflüchtlinge in der Region 
schnell aufstocken. Das BMZ geht mit 
einer Sonderzusage an das Welternäh-
rungsprogramm mit gutem Beispiel 
voran. Ebenso ist Bildung ganz essen-
tiell für die Schaffung von Lebensper-
spektiven. Aber auch die Afrikanische 
Union und ihre Mitgliedstaaten müs-
sen ihren Teil der Verantwortung tra-
gen. Die gemeinsame Bekämpfung 
von Fluchtursachen und Schleuser-
kriminalität wird ein Schwerpunkt 
des EU-AU-Gipfels im November 2015 
auf Malta sein. Hier muss es zu klaren 
Beschlüssen kommen und die afrika-
nischen Staaten müssen stärker in die 
Pflicht genommen  werden.

Wenn wir jetzt entschlossen han-
deln, können wir den vielen verzwei-
felten Menschen, die weltweit auf der 
Flucht sind und nach Europa blicken, 
eine Perspektive in ihrer Heimatregi-
on geben! Wir können die Probleme 
nicht allein in Deutschland lösen, 
sondern müssen das klare Signal ge-
ben, dass wir vor Ort in den Krisenlän-
dern helfen.
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Linke beantragt längst umgesetzte Standardverbesserung
Antrag hilft Kommunen nicht weiter

Reform der Umsatzbesteuerung beschlossen
Kommunen erhalten Rechtssicherheit
Der Deutsche Bundestag hat am 24. 
September 2015 die Beratungen zur 
Reform der Umsatzbesteuerung inter-
kommunaler Zusammenarbeit abge-
schlossen.

Es ist sehr gut, dass es nach inten-
siven Gesprächen gelungen ist, eine 
Lösung bei der Umsatzbesteuerung 
interkommunaler Zusammenarbeit 
umzusetzen. Nach den Urteilen des 
Bundesfinanzhofes bestand jahrelang 
für alle Beteiligten Rechtsunsicher-
heit. Dies war vor allem für die Kom-
munen ein belastender Zustand. Mit 
der Reform und Ergänzung des 
Umsatzsteuergesetzes um den neuen 
Paragraph 2b erhalten alle Beteiligten 
Rechtssicherheit.

Mit Paragraph 2b Umsatzsteuerge-
setz wird definiert, unter welchen 
Bedingungen interkommunale 
Kooperationen nicht zu Wettbewerbs-
verzerrungen führen und somit nicht 
umsatzsteuerpflichtig sind. Dabei ist 
klar: Wenn eine Kommune oder ein 

kommunaler Zweckverband in den 
Wettbewerb um privatwirtschaftliche 
Aufträge einsteigt, ist dies künftig 
nicht mehr umsatzsteuerrechtlich 
privilegiert. Damit sind auch Beden-
ken der Privatwirtschaft in der Neure-
gelung berücksichtigt worden.

Die vereinbarte fünfjährige Über-
gangszeit ermöglicht es den Kommu-

nen, ihren jeweiligen Status quo 
umfassend zu überprüfen sowie 
Kooperationen und Vereinbarungen 
rechtzeitig auf die neuen Anforderun-
gen des Umsatzsteuerrechts umzu-
stellen.

Die Linken fordern ein „Kommunal-
mitwirkungsgesetz“, das den kommu-
nalen Spitzenverbänden bei der Erar-
beitung von Gesetzentwürfen und 
Verordnungen ein verbindliches Mit-
wirkungsrecht einräumt, wenn Rege-
lungen getroffen werden, die die 
Kommunen unmittelbar berühren. 

Diese Mitwirkungsmöglichkeit 
gibt es allerdings bereits: Gemäß § 41 
der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) soll zur 
Vorbereitung von Gesetzesvorlagen, 
die Belange der Länder oder der Kom-
munen berühren, vor Abfassung eines 
Entwurfs die Auffassung der Länder 
und der auf Bundesebene bestehen-
den kommunalen Spitzenverbände 
eingeholt werden. Bei den Gesetzes-
folgen hat das federführende Bundes-
ministerium gemäß § 44 Abs. 3 GGO 
hinsichtlich der Auswirkungen auf 
die Haushalte der Kommunen recht-
zeitig bei den kommunalen Spitzen-
verbänden entsprechende Angaben 
zu den Ausgaben einzuholen. Laut § 
47 Abs. 1 GGO ist der Entwurf einer 

Gesetzesvorlage Ländern, kommuna-
len Spitzenverbänden und den Vertre-
tungen der Länder beim Bund mög-
lichst frühzeitig zuzuleiten, wenn 
ihre Belange berührt sind. Und 
schließlich sind die kommunalen 
Spitzenverbände gemäß § 47 Abs. 5 
GGO zu einer mündlichen Anhörung 
einzuladen, wenn ihre Belange 
berührt sind.

Was soll ein „Kommunalmitwir-
kungsgesetz“ also leisten, was nicht 
bereits durch die vorliegenden Rege-
lungen der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien 
geleistet werden kann? – Wenn es hier 
Probleme und Vollzugsdefizite gibt, 
muss man darüber reden — ein neues 
Gesetz der Bundesregierung hilft da 
nicht weiter. Wenn Die Linken eine 
Verbesserung der Mitwirkungsmög-
lichkeiten der Kommunen an der 
Bundesgesetzgebung erreichen wol-
len, sollten Sie ihr Augenmerk doch 
besser auf den Bundesrat richten. Die-
ser hatte seinerzeit eine Änderung der 
Geschäftsordnung zur besseren Be-

teiligung der Kommunen abgelehnt 
mit der Begründung, dass die Kom-
munen ja Teil der Länder und damit 
durch diese ohnehin bei den Beratun-
gen der Länderkammer vertreten 
seien. 

Bemerkenswert ist bei dem Antrag 
der Fraktion Die Linke im Übrigen, 
dass die Arbeit und Verfahrensweise 
des Unterausschusses Kommunales 
des Deutschen Bundestages kritisiert 
wird, gleichzeitig aber ebendieser 
Antrag, in dem die Arbeit des Unter-
ausschusses kritisiert wird, ohne 
Beteiligung dieses Gremiums durch 
die Ausschussberatungen gebracht 
wurde. Da werden Krokodilstränen 
über ein Gremium vergossen, das von 
den Antragstellern offensichtlich 
selbst nicht so richtig ernst genom-
men wird.

Hilfreich ist solch ein Antrag für 
die Kommunen jedenfalls nicht.
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Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Die Kommunen sind ein zentraler 
Bestandteil unseres Gemeinwesens 
und nehmen wichtige Aufgaben der 
Daseinsvorsorge und der lokalen Inf-
rastruktur wahr. Städte, Gemeinden 
und Kreise sind für die Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes Orte, die 
die Lebensqualität der Menschen be-
stimmen. Kommunen sorgen für gute 

Antrag der Regierungsfraktionen im Wortlaut
Für gleichwertige Lebensverhältnisse — Kommunal-
freundliche Politik des Bundes konsequent fortsetzen

Schulen, intakte Straßen, Kinderbe-
treuungseinrichtungen, Mobilität 
und Nahversorgung. Sie tragen we-
sentlich zur sozialen Sicherheit und 
zum sozialen Frieden in unserem 
Land bei und gewährleisten für Men-
schen in unterschiedlichen Notlagen 
wichtige Hilfen. Aber auch im Bereich 
der Daseinsvorsorge gibt es eine Reihe 
kommunaler Aufgaben, die in einigen 
Bereichen auch gemeinsam mit pri-

vatwirtschaftlich organisierten Un-
ternehmen wahrgenommen werden, 
etwa in der Energieversorgung oder 
der Abfall- und Abwasserentsorgung. 
Indem sie die lokale Wirtschaft för-
dern und den Ausbau einer modernen 
digitalen Infrastruktur unterstützen, 
sichern die Kommunen ihre Zu-
kunftsfähigkeit. Mit kommunaler 
Kulturarbeit stärken sie die eigene 
Identität und schaffen den Rahmen 

Der Deutsche Bundestag hat am 24. 
September 2015 unter dem Titel „Für 
gleichwertige Lebensverhältnisse — 
Kommunalfreundliche Politik des 
Bundes konsequent fortsetzen“ einen 
Antrag der Regierungsfraktionen zur 
Lage der Kommunen in Deutschland 
debattiert.

Die aktuelle Flüchtlingskrise stellt 
gerade die Kommunen in Deutsch-
land vor gewaltige Herausforderun-
gen. In den Städten und Gemeinden 
entschiedet sich, ob die Aufgabe ge-
lingt oder scheitert. Deshalb hat die 
Koalition ein hohes Interesse an der 
dauerhaften Leistungsfähigkeit der 
Kommunen. 

Die Lage der Kommunen ist aktuell 
vielschichtig: Auf der einen Seite gibt 
es Kommunen, denen es gut bis sehr 
gut geht. Das sind in der Regel die 
Kommunen, die seitens ihrer Landes-
regierung in besonderer Weise zum 
Beispiel auch bei der Unterbringung 
und Betreuung von Flüchtlingen un-
terstützt werden. Auf der anderen Sei-
te sieht sich ein großer Teil der Kom-
munen in Deutschland vor zum Teil 
unlösbare Aufgaben gestellt. Abbild 
dieser Problemlage ist die Finanzsitu-
ation der Kommunen. Trotz steigen-
der Einnahmen verzeichnen die Kom-
munen weiterhin Defizite.

Problematisch sind vor allem die 
deutlich angestiegenen Ausgaben für 
soziale Leistungen mit einem Plus 
von 5,8 Prozent – und das obwohl der 
Bund im Jahr 2014 mit der letzten Stu-
fe bei der Übernahme der Grundsi-
cherung im Alter die Kommunen 
nochmals um mehr als 1,5 Milliarden 
Euro bei den Sozialausgaben entlastet 
hatte. Hier schlagen die deutlich ge-
stiegenen Flüchtlings- und Asylbe-
werberzahlen zu Buche. Bei dieser 
Aufgabe hat der Bund bereits weitere 
Hilfe zugesichert – die Länder müssen 
jetzt ebenfalls ihrer Verantwortung 
gerecht werden.

Aber nicht nur in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik steht der Bund an 
der Seite der Kommunen. Auch in an-
deren Bereichen können sich die 
Kommunen auf die Unterstützung 
des Bundes verlassen – sei es bei Sozi-
alentlastungen, der Städtebauförde-
rung, dem Ausbau der frühkindlichen 
Betreuung, der Förderung der Ver-
kehrsinfrastruktur oder dem Ausbau 
der Breitbandversorgung: Der Bund 
ist ein verlässlicher Partner der Kom-
munen – er leistet einen elementaren 
Beitrag zur Finanzausstattung der 
Kommunen und damit zur Wahrung 
der kommunalen Selbstverwaltung. 
Und was von besonderer Bedeutung 
ist: Der Bund leistet dies, obwohl für 
eine aufgabenangemessene Finanz-

ausstattung der Kommunen verfas-
sungsrechtlich die Länder zuständig 
sind. 

Mit dem in erster Lesung beratenen 
Antrag appelliert der Deutsche Bun-
destag an die Länder, zusätzliche 
Spielräume der Kommunen nicht ein-
zuengen und Investitionsmöglichkei-
ten der Kommunen nicht zu be-
schränken. Dieser Appell darf seitens 
der Länder gerne auch als klare Auf-
forderung verstanden werden! Der 
Bund hält seine Zusagen zur Stärkung 
der Kommunen ein. Für weitere 
Schritte zur Stärkung der Kommunen 
ist das Vertrauen darin wichtig, dass 
auch die Länder ein verlässlicher Part-
ner der Kommunen sind. Nur wenn 
Bund und Länder gemeinsam an ei-
nem Strang in dieselbe Richtung zie-
hen, wird es gelingen, die Finanz- und 
Investitionskraft der Kommunen 
nachhaltig zu stärken. Der vorliegen-
de Antrag der Regierungsfraktionen 
enthält viele Ansätze zur Verstetigung 
und konsequenten Fortsetzung der 
kommunalfreundlichen Politik des 
Bundes. Es bleibt zu hoffen, dass die 
Länder mitziehen und ihrer Verant-
wortung gegenüber den Kommunen 
gerecht werden.

Länder müssen Bundeshilfen für Kommunen unterstützen
Antrag der Regierungsfraktionen zur Lage der Kommunen
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für kulturelle Entfaltung und damit 
zur Öffnung unserer Gesellschaft.

Kommunale Kulturarbeit ist glei-
chermaßen der eigenen Identität ver-
bunden wie sie auch den Rahmen für 
kulturelle Entfaltung bietet und damit 
zur Öffnung unserer Gesellschaft bei-
trägt.

Aufgrund ihrer konstitutiven Be-
deutung für ein funktionierendes, de-
mokratisches Gemeinwesen ist die 
kommunale Selbstverwaltung in 
Deutschland verfassungsrechtlich ga-
rantiert (Artikel 28 GG).

Zuständigkeit der Länder

Für die auskömmliche Finanzaus-
stattung der Kommunen sind nach 
unserer Finanzverfassung die Bun-
desländer zuständig. Diese Verant-
wortung muss bei allen vom Bund ge-
währten Unterstützungen für die 
Kommunen zum Ausdruck kommen. 
Es ist von zentraler Bedeutung, dass 
alle den Kommunen vom Bund zur 
Verfügung gestellten Finanzmittel 
tatsächlich bei den Kommunen an-
kommen. Nur dann kann das Ziel, die 
kommunale Investitionskraft zu stär-
ken, auch erreicht werden.

Allerdings sind die Kommunen ge-
mäß Art. 106 GG auch unmittelbar am 
allgemeinen Steuerverbund beteiligt. 
Der Bund hat gegenüber den Ländern 
die Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse zu wahren (Art. 106, Abs. 3, S. 4 
Nr. 2 GG).

Einhergehend mit der Wahrung der 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnis-
se hat der Bund im Rahmen der kon-
kurrierenden Gesetzgebung (nach Art. 
72 Abs. 2), für die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse zu sor-
gen.

Einheitlichkeit und Gleichwertig-
keit zielen weder auf Nivellierung 
noch auf Uniformität. Gemeint ist da-
mit Chancengleichheit der Lebensge-
staltung und gleichwertige Standards 
der Daseinsvorsorge.

Der Deutsche Bundestag appelliert 
an die Länder, zusätzliche Spielräume 
der Kommunen nicht einzuengen 
und Investitionsmöglichkeiten der 

Kommunen nicht zu beschränken. 
Die vom Bund den Kommunen zur 
Verfügung gestellten Mittel sind kein 
Beitrag zur Konsolidierung von Lan-
deshaushalten. Die Mittel des Bundes 
müssen vollständig und zusätzlich 
bei den Kommunen ankommen.

Kommunale Finanzlage 

Die kommunale Finanzsituation 
insgesamt hat sich aufgrund der posi-
tiven Konjunkturentwicklung und ei-
gener Konsolidierungsanstrengungen 
der Kommunen, unterstützt durch die 
Länder und die umfangreichen Maß-
nahmen des Bundes, deutlich verbes-
sert. 

Die Kommunen konnten in den 
vergangenen Jahren ihre Einnahmen 
von 175 Mrd. Euro in 2010 auf 205 
Mrd. Euro in 2014 erhöhen. Die Aus-
gaben sind im gleichen Zeitraum von 
182 Mrd. Euro auf rund 205 Mrd. Euro 
gestiegen. Hatten die Kommunen im 
Jahr 2010 also noch ein Finanzie-
rungsdefizit in Höhe von knapp 7 
Mrd. Euro, waren die Haushalte der 
Kommunen 2014 insgesamt ausgegli-
chen. 2012 und 2013 konnten die 
Kommunen sogar deutliche Über-
schüsse erzielen. Zwar sind die Sozi-
alausgaben der Kommunen in den 
vergangenen Jahren spürbar angestie-
gen. Gleichzeitig hat der Bund gerade 
im Bereich Sozialausgaben entlasten-
de Maßnahmen umgesetzt, etwa bei 
der Grundsicherung im Alter und bei 
den Kosten der Unterkunft. 

Die Gesamtverschuldung der Kom-
munen ist auf über 130 Mrd Euro an-
gestiegen. Dabei sind die fundierten 
Schulden der Kommunen seit 2010 
wieder rückläufig und lagen 2013 bei 
rd. 83 Mrd. Euro. 2013 haben die 
Kommunen allerdings rund 48 Mrd. 
Euro an Kassenkrediten ausgewiesen 
– zum großen Teil, um damit laufende 
Ausgaben zu finanzieren, anstatt 
kurzfristige Liquiditätsengpässe zu 
überbrücken.

Nicht allen Kommunen geht es 
schlecht – es gibt viele prosperierende 
Städte und Gemeinden in Deutsch-
land. Aber die Schere zwischen den fi-
nanzstarken und den finanzschwa-
chen Kommunen öffnet sich immer 
weiter. 

Von der guten Wirtschaftslage pro-
fitieren in erster Linie wohlhabende 
Kommunen. Die meisten Städte und 
Gemeinden mit geringer Verschul-
dung (unter 1.000 Euro/Einwohner) 
konnten in den vergangenen Jahren 
Schulden abbauen. Zudem können sie 
dank geringer Verschuldung und ho-
her Einnahmen attraktive Angebote 
machen, um Unternehmen anzusie-
deln und Einwohner zu gewinnen.

Viele strukturschwache Städte und 
Gemeinden dagegen trudeln in einer 
Abwärtsspirale immer weiter nach 
unten. Sie kämpfen mit einer schlech-
ten lokalen Wirtschaftslage, einer 
schwierigen Sozialstruktur mit hohen 
Sozialausgaben und niedrigen Ein-
nahmen. Ihre Verschuldung steigt, 
die Investitionen sinken, die Infra-
struktur verfällt, die Standortattrakti-
vität nimmt ab, Einwohner ziehen 
weg.

Die Kassenkreditverschuldung ist 
regional sehr unterschiedlich mit ei-
ner Spreizung von 1.985 € pro Ein-
wohner im Saarland und 15 € in Ba-
den-Württemberg, bei einem Bundes-
durchschnitt von 650 € pro 
Einwohner. Gut jede fünfte deutsche 
Kommune (22 %) wies 2013 einen Ge-
samtschuldenstand auf, der höher 
war als das jährliche Haushaltsvolu-
men.

Eines der Hauptprobleme der an-
gespannten kommunalen Finanzlage 
sind die steigenden Sozialausgaben. 
Die kommunalen Kernbereiche sind

•  die Kosten der Unterkunft für ALG-
II-Beziehende, 

•  Hilfe zum Lebensunterhalt, 

•  Kinder- und Jugendhilfe, 

•  Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen, 

•  die Hilfe zur Pflege

•  Unterbringung von Asylbewerbern 
und

•  Leistungen für Geduldete. 

Lag die Summe der Sozialausgaben 
2005 noch bei gut 30 Milliarden Euro, 
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prognostizieren die kommunalen 
Spitzenverbände bis 2017 ein An-
wachsen auf mehr als 54 Mrd. Euro. 
Dieser enorme Aufwuchs wird nicht 
durch entsprechende Einnahmen 
flankiert. 

Betrachtet man die Ausgaben der 
Kernhaushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden, tätigen die Kommu-
nen fast ein Viertel der Ausgaben 
(23,6%), während sie nur mit etwa 14% 
an den Steuereinnahmen beteiligt 
sind. Auch Einnahmen aus eigenen 
Beiträgen und Gebühren können die-
se Lücke nicht schließen. Das belegt 
die hohe Abhängigkeit der Kommu-
nen von Finanzzuweisungen durch 
Bund und Länder. 

Die Gewerbesteuer ist eine wichti-
ge steuerliche Einnahmequelle der 
Kommunen. Auf Basis des geltenden 
Rechts besteht für die kommenden 
Jahre Planungssicherheit. Für die 
Grundsteuer ist eine rechtssichere Re-
form überfällig. Die Länder stehen in 
der Verantwortung, sich über eine 
Neuregelung einvernehmlich zu ver-
ständigen, die dann zügig vom Bund 
umzusetzen wäre.

Kommunalinvestitionen

Die kommunalen Haushalte haben 
sich vielerorts von Investitions- zu 
Sozialhaushalten entwickelt. Die 
kommunalen Ausgaben für soziale 
Leistungen steigen seit Jahren an – 47 
Mrd. Euro waren es 2013. Demgegen-
über investierten die Kommunen le-
diglich 20 Mrd. Euro im Jahr 2013. Der 
Bundesdurchschnitt des Investitions-
volumens lag im Jahr 2013 bei 278 
Euro je Einwohner. Dabei sind große 
regionale Unterschiede festzustellen: 
Während in Nordrhein-Westfalen mit 
154 Euro je Einwohner und im Saar-
land mit 169 Euro je Einwohner unter 
dem Bundesdurchschnitt lag, errei-
chen die Kommunen in Hessen mit 
239 Euro je Einwohner fast das Durch-
schnittsniveau, das in Bayern mit 471 
Euro je Einwohner um nahezu 200 
Euro übertroffen wird.

Die vom Bundeswirtschaftsminis-
ter eingesetzte Expertenkommission 
„Stärkung von Investitionen in 
Deutschland“ misst den Investitionen 
in den Städten, Gemeinden und Land-

kreisen eine zentrale Bedeutung für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland 
zu. Eine der größten Schwächen sieht 
sie in unzureichenden Investitionen 
in den Erhalt der öffentlichen Infra-
struktur in den vergangenen Jahr-
zehnten, deren Ursache sie auch in 
der unzureichenden Finanzausstat-
tung vieler Kommunen verortet.

Viele Kommunen haben in den 
vergangenen Jahren die kommunalen 
Steuern (z. B. Grundsteuer und Gewer-
besteuer) und Gebühren (z. B. Fried-
hofs- oder Kitagebühren) erhöht oder 
kommunale Leistungen einge-
schränkt (z. B. bei der Jugend- oder Se-
niorenarbeit, durch Schließung von 
Schwimmbädern usw.).

Gerade in den hoch verschuldeten 
Kommunen wachsen die Schulden 
trotz aller Sparmaßnahmen weiter. 
Die Sparmaßnahmen drohen die be-
schriebene Abwärtsdynamik zu ver-
stärken, was wiederum die Wettbe-
werbsfähigkeit langfristig schwächt.

Aus der finanziellen Notlage er-
wächst auch ein gesellschaftspoliti-
sches Problem: Wo sich politisches 
Engagement in immer neuen Spar-
runden erschöpft, schwindet der poli-
tische Gestaltungsspielraum und po-
litisches Engagement läuft ins Leere. 
Dadurch sinkt nicht nur die Bereit-
schaft, sich kommunalpolitisch zu 
engagieren, sondern auch die Wahl-
beteiligung. Das schwächt die demo-
kratische Legitimation der Räte und 
die kommunale Selbstverwaltung.

Kommunen und Länder sind auf-
gefordert, alles dafür zu tun, dass der 
Trend zur Überschuldung gestoppt 
wird. Eine Reihe von Ländern haben 
bereits eigene Hilfsprogramme (Stär-
kungspakt, Rettungsschirm, etc.) auf-
gelegt. Eine Zielsetzung ist dabei vor 
allem, die Investitionskraft der Kom-
munen zu stärken. 

Kommunalunterstützung des 
Bundes

Über die vorrangige Verantwortung 
der Länder hinaus, lässt der Bund die 
Kommunen nicht allein, sondern 
setzt sich intensiv für eine Verbesse-
rung der kommunalen Finanzlage 
und eine Stärkung der kommunalen 

Selbstverwaltung ein. 

Neben der verbesserten Einnahme-
situation auch von Ländern und Kom-
munen hat daher vor allem auch der 
Bund dazu beigetragen, dass Länder 
und Kommunen im Durchschnitt 
heute gut dastehen. Das finanzielle 
Engagement des Bundes zugunsten 
von Ländern und Kommunen ist her-
ausragend in der Geschichte der Bun-
desrepublik. 

Der Bund hat mit der Übernahme 
der Kosten für die Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung - in 
Form einer Erstattung der auf diese 
Leistung entfallenden Nettoausgaben 
an die Länder - die Kommunen deut-
lich entlastet. Allein der letzte Schritt 
(100 %-Erstattung der Nettoausgaben 
des laufenden Kalenderjahres ab 
2014) hat den Kommunen im Jahr 
2014 eine zusätzliche Entlastung um 
rund 1,6 Milliarden Euro gebracht. 
Insgesamt stehen den Kommunen da-
mit bereits 2015 gut sechs Milliarden 
Euro – mit jährlich steigender Ten-
denz - zusätzlich zur Verfügung.

Obwohl der Ausbau der Kleinkind-
betreuung in die originäre verfas-
sungsrechtliche Zuständigkeit der 
Länder fällt, hat der Bund den Ausbau 
der Kinderbetreuung für Unter-Drei-
jährige über das Sondervermögen 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ al-
lein bis 2014 mit 5,4 Milliarden Euro 
unterstützt. In dieser Wahlperiode 
wird das bestehende Sondervermö-
gen nochmals um 550 Millionen Euro 
auf eine Milliarde aufgestockt. Für 
den Betrieb von Kinderkrippen und 
Tagespflegestellen werden ab dem 
Jahr 2015 jährlich 845 Millionen Euro 
zur Verfügung gestellt. Für die Jahre 
2017 und 2018 erhöht der Bund seine 
Beteiligung an den Betriebskosten 
nochmals um 100 Millionen Euro. 
Unabhängig von den Investitionspro-
grammen fördert der Bund im Zeit-
raum 2011 bis Ende 2015 mit insge-
samt weiteren 400 Millionen Euro die 
Sprachförderung in den Kindertages-
stätten.

Die Ausgaben für die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen 
sind die am stärksten wachsende So-
zialausgabe der Kommunen. Der 
Bund erarbeitet in dieser Wahlperiode 
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eine Reform des Teilhaberechts mit 
dem Ziel, bestehende gesellschaftli-
che Strukturen so zu verändern, dass 
jeder und jede Einzelne so selbstbe-
stimmt wie möglich am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben kann. Dabei 
darf keine neue Kostendynamik ent-
stehen, die die Kommunen belastet.

Um die Kommunen zu entlasten 
stellt der Bund bereits ab 2015 eine 
Summe von einer Milliarde Euro jähr-
lich zur Verfügung, die 2017 auf 2,5 
Milliarden und ab 2018 auf 5 Milliar-
den Euro ansteigt.

Mit dem „Gesetz zur Förderung von 
Investitionen finanzschwacher Kom-
munen und zur Entlastung von Län-
dern und Kommunen bei der Aufnah-
me und Unterbringung von Asylbe-
werbern“ unterstützt der Bund die 
Kommunen in den Jahren 2015 bis 
2018 mit weiteren zusätzlichen fünf 
Milliarden Euro, um die kommunale 
Investitionskraft zu stärken. Daraus 
stehen in den Jahren 2015 bis 2018 
3,5 Milliarden Euro für Investitionen 
finanzschwacher Kommunen vor al-
lem in den Bereichen Krankenhäuser, 
Verkehr, digitale Infrastruktur, Ener-
gieeffizienz und Städtebau zur Verfü-
gung. 

Auch das Zukunftsinvestitionspro-
gramm des Bundes in Höhe von zehn 
Milliarden Euro wird sich positiv auf 
die Kommunen auswirken. Die damit 
vorgesehenen Förderungen setzen 
zum Beispiel Impulse in den Berei-
chen digitale Infrastruktur, Klima-
schutz und Stadtentwicklung. Da die 
Maßnahmen vor allem Aufträge an 
kleine und mittelständische Bau- und 
Handwerksunternehmen auslösen 
werden, können die Kommunen zu-
dem mit weiter steigenden Steuerein-
nahmen – gerade bei der Gewerbe-
steuer – rechnen. In gleicher Weise 
wirkt sich die Erhöhung der Städte-
bauförderung von 455 Millionen auf 
700 Millionen Euro jährlich positiv 
auf die Kommunen aus. 

Im Jahr 2014 wurden die von Ar-
mutszuwanderung in besonderer 
Weise betroffenen Kommunen mit ei-
ner Soforthilfe in Höhe von 25 Millio-
nen Euro entlastet.

Zudem hat die Koalition die Kom-

munen in weiteren Bereichen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützt 
und damit die kommunale Selbstver-
waltung gestärkt – beispielsweise 
durch die Novellierung des Baugesetz-
buches oder die Stärkung des Ehren-
amtes. Weiter partizipieren die Kom-
munen auch an der Fortschreibung 
der Entflechtungsmittel bis ein-
schließlich 2019 auf dem bisherigen 
Niveau von insgesamt rund 2,6 Milli-
arden Euro jährlich. Diese Mittel sind 
zweckgebunden für investive Vorha-
ben und können u.a. auch zur Verbes-
serung der kommunalen Verkehrsver-
hältnisse und für die soziale Wohn-
raumförderung. eingesetzt werden. 
Da die Verwendung der Mittel keiner 
inhaltlichen Kontrolle durch den 
Bund mehr unterliegt, liegen die Fach- 
und Finanzverantwortung seit 2014 
im Ergebnis bei den Ländern. Die voll-
ständige Übernahme des BAFöG durch 
den Bund eröffnet den Ländern weite-
re finanzielle Spielräume.

Die vom Bund initiierten Denkmal-
schutzprogramme kommen ebenfalls 
den Kommunen zugute. Die Program-
me ermöglichen den Erhalt von Kul-
turdenkmälern und sichern Aufträge 
vor allem für kleine und mittelständi-
sche Bau- und Handwerksbetriebe, 
was sich auch in steigenden Gewerbe-
steuereinnahmen niederschlägt.

Darüber hinaus profitieren die 
Kommunen vom Engagement des 
Bundes beim Ausbau der Breitband-
versorgung, der Stärkung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit, der 
Verbesserung des Hochwasserschut-
zes oder auch der Stärkung des Touris-
mus. Die Bundesregierung setzt mit 
ihrer kommunalfreundlichen Politik 
ein deutliches Signal zur Unterstüt-
zung der Kommunen und zeigt sehr 
deutlich, dass die Kommunalinteres-
sen bei ihr in guten Händen sind.

Asyl- und Flüchtlingspolitik

Die Asyl- und Flüchtlingsproble-
matik ist eine der großen gesell-
schafts- und integrationspolitischen 
Herausforderungen, der sich Bund, 
Länder und Kommunen gemeinsam 
stellen müssen. Der Deutsche Bundes-
tag begrüßt die große Hilfs- und Auf-
nahmebereitschaft für Flüchtlinge in 
der Bevölkerung und dankt den vor 

Ort Aktiven für ihren besonderen Ein-
satz. Ohne dieses Engagement kann 
die Flüchtlingsaufnahme nicht gelin-
gen.

Der Bund stellt den Ländern im 
Jahr 2015 bereits eine Milliarde Euro 
zur Unterbringung und Betreuung 
von Asylbewerbern und Flüchtlingen 
zur Verfügung. Die Hälfte des Betrages 
erstatten die Länder binnen 20 Jahren 
an den Bund zurück. Die Länder ha-
ben zugesagt, dort wo die Kommunen 
die finanziellen Lasten für die Unter-
bringung und Betreuung tragen, die 
Mittel entsprechend weiterzuleiten. 
Bereits seit Anfang des Jahres stellt 
der Bund den Kommunen Liegen-
schaften mietzinsfrei für die Unter-
bringung von Asylbewerbern zur Ver-
fügung. Hinzukommen weitere Ent-
lastungen in Höhe von rund 40 
Millionen Euro jährlich im Asylbe-
werberleistungsgesetz. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt 
auch, dass sich Bund und Länder auf 
weitere grundlegende Ziele und Maß-
nahmen zur Verbesserung der Lage 
verständigt haben. Hierzu gehören:

•  die Verdoppelung der pauschalen 
Hilfe des Bundes für Länder und 
Kommunen im Jahr 2015,

•  die Bereitschaft des Bundes, sich 
strukturell und dauerhaft an den 
gesamtstaatlichen Kosten, die im 
Zusammenhang mit der Zahl der 
schutzbedürftigen Asylbewerber 
und Flüchtlinge entstehen, zu be-
teiligen,

•  schnelle Hilfe und Integration der 
Menschen mit guter Bleibeperspek-
tive durch Integrationskurse. und 
Rechtssicherheit hinsichtlich ihres 
Aufenthalts für die Dauer der Aus-
bildung,

•  die deutliche Verkürzung der Asyl-
verfahren auf drei Monate und die 
Bewältigung der Altanträge durch 
zusätzliche bis zu 2.000 Stellen im 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge,

•  die schnelle und konsequente 
Rückführung der abgelehnten Asyl-
bewerber aus den Erstaufnahme-
einrichtungen heraus durch die 
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Länder,

•  möglichst Unterbringung in Lan-
deseinrichtungen bis zum Ab-
schluss des Asylverfahrens.

Der Deutsche Bundestag begrüßt 
zudem, dass der Koalitionsausschuss 
am 6. September 2015 weitere Maß-
nahmen beschlossen hat, insbeson-
dere:

•  den Ländern und Kommunen 2016 
weitere drei Milliarden Euro zur 
Verfügung zu stellen,

•  Asylverfahren und Rückführungen 
zu beschleunigen

•  die Länder und Kommunen bei der 
Einrichtung menschenwürdiger 
Erstaufnahmeeinrichtungen zu un-
terstützen,

•  mehr Mittel für Integrations- und 
Sprachkurse sowie Personal in Job-
centern zur Verfügung zu stellen.

Der Deutsche Bundestag erwartet, 
dass sich Bund und Länder zügig auf 
eine Umsetzung der Maßnahmen ei-
nigen und dass die für die Kommunen 
bestimmten zusätzlichen Finanzmit-
tel des Bundes auch ungekürzt bei 
den Kommunen ankommen, die die 
finanziellen Lasten für die Unterbrin-
gung und Betreuung tragen.

Die personelle Verstärkung des 
Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge und der Bundespolizei 
muss auf Seiten der Länder und Kom-
munen durch eine maßgeblich besse-
re Ausstattung der Verwaltungsge-
richte, der Ausländer- und Sozialbe-
hörden begleitet werden.

Mit der Verständigung zwischen 
Bund und Ländern sowie den vom Ko-
alitionsausschuss beschlossenen 
Maßnahmen werden zentrale Forde-
rungen der Kommunen aufgegriffen, 
um die gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe zu meistern. Bund und Länder 
sind auf einem guten Weg, strukturel-
le Verbesserungen umzusetzen, um 
den verfolgten und hilfebedürftigen 
Menschen zu helfen und gleichzeitig 
die Kommunen zu entlasten. 

Interkommunale Zusammenar-
beit stärken

Interkommunale Zusammenarbeit 
wird angesichts knapper Kassen und 
des demografischen Wandels in Zu-
kunft eine immer größere Bedeutung 
bekommen. Einige kommunale Auf-
gaben lassen sich im Verbund effekti-
ver erledigen. Viele Aufgaben in der 
kommunalen Verwaltung lassen sich 
in einer Hand bündeln, um dadurch 
sowohl Dienstleistungen gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern als 
auch interne Verwaltungsaufgaben ef-
fizienter zu erledigen. 

Durch Entscheidungen des Bun-
desfinanzhofes ist es erforderlich ge-
worden, die gesetzlichen Regelungen 
der umsatzsteuerlichen Behandlung 
kommunaler Beistandsleistungen 
neu zu fassen. Ziel muss es sein, für 
Kommunen und Wirtschaftsunter-
nehmen gleichermaßen eine dauer-
hafte und rechtssichere Planungs-
grundlage auch unter Beachtung der 
unionsrechtlichen Vorschriften zu 
schaffen. Der Deutsche Bundestag be-
grüßt das klare im Koalitionsvertrag 
niedergelegte Bekenntnis zur inter-
kommunalen Zusammenarbeit. Die 
interkommunale Zusammenarbeit 
soll danach steuerrechtlich nicht be-
hindert werden.

Aus der Umsatzsteuerbefreiung 
kommunaler Beistandsleistungen 
und interkommunaler Zusammenar-
beit darf kein Vorteil im Wettbewerb 
um öffentliche oder private Aufträge 
Dritter entstehen. Wettbewerbliche 
Leistungen unterliegen im Grundsatz 
der Umsatzsteuer. Interkommunale 
Zusammenarbeit ist jedoch kein 
Selbstzweck, sondern ein Mittel, um 
in Zeiten knapper werdender – vor al-
lem finanzieller – Ressourcen ein 
gleichbleibendes öffentliches Aufga-
benspektrum bewältigen zu können. 
Die berechtigten Interessen der priva-
ten Unternehmen und insbesondere 
des Handwerks sind zu berücksichti-
gen.

Moderne Verwaltung – eGovern-
ment

Der digitale Wandel, der im Ar-
beits- und Privatleben der Menschen 
in Deutschland Alltag ist, hat große 

Auswirkungen auf die Ansprüche an 
eine moderne Verwaltung. Die Ver-
waltungen von Bund, Ländern und 
Kommunen können einen großen 
Beitrag zum digitalen Wandel leisten 
und enorme Potenziale heben. Sie 
müssen sich hierzu in ihrer Verwal-
tungsarbeit modernisieren, also den 
Bürgern digitale Dienstleistungen, 
möglichst über ein gemeinsames Bür-
gerkonto, bereitstellen und die eige-
nen Prozesse digitalisieren. Mit dem 
am 01. August 2013 in Kraft getrete-
nen E-Government-Gesetz des Bun-
des besteht bereits ein rechtlicher 
Rahmen hin zur Entwicklung einer 
einheitlichen digitalen Verwaltung, 
deren Umsetzung es jetzt bedarf. 

Medienbrüche, fehlende einheitli-
che Standards und mangelnde Zu-
gangsmöglichkeiten stellen besonde-
re Hürden für einen erfolgreichen di-
gitalen Wandel in den Verwaltungen 
dar. Eine zentrale Koordination des 
digitalen Wandels in den Verwaltun-
gen ist eine bundesweite Aufgabe und 
ein Kernbereich der digitalen Agenda, 
sie ist für das Gelingen moderner digi-
taler Verwaltung unerlässlich. 

Breitbandausbau

Der Deutsche Bundestag begrüßt, 
dass die Bundesregierung im Rahmen 
des nationalen Investitionspro-
gramms weit mehr als eine Milliarde 
Euro zzgl. Erlöse aus der Digitalen Di-
vidende 2 für den Breitbandausbau in 
Gebieten, die nicht durch den Markt 
erschlossen werden, und damit vor 
allem im ländlichen Raum bereitstel-
len wird. Eine flächendeckende Ver-
sorgung mit schnellen Internetan-
schlüssen ist für Kommunen von es-
sentieller Bedeutung – gerade 
Kommunen im ländlichen Raum ha-
ben hier elementare Nachteile gegen-
über städtisch geprägten Regionen. 
Wichtig ist, dass die vom Bund bereit-
gestellten Mittel zusätzlich zur Verfü-
gung stehen und keine Kompensation 
im Zuge von Mitnahmeeffekten er-
folgt. Das Ziel mindestens 50 Mbit/s 
bis 2018 flächendeckend in Deutsch-
land zu erreichen, wird ausdrücklich 
begrüßt.

Ebenfalls im Interesse der Kommu-
nen ist das Ziel, die Potenziale von W-
LAN als Zugang zum Internet im öf-
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fentlichen Raum auszuschöpfen. Es 
ist gut, dass die Bundesregierung der-
zeit einen Gesetzentwurf erarbeitet, 
um Rechtssicherheit für W-LAN-Be-
treiber herzustellen.

Kommunales Ehrenamt als 
Grundlage der kommunalen Selbst-
verwaltung

Das kommunale Ehrenamt ist die 
tragende Säule der kommunalen 
Selbstverwaltung. Mittlerweile wird 
es immer schwieriger, engagierte Bür-
gerinnen und Bürger für eine länger-
fristige Mitarbeit in kommunalen Rä-
ten zu gewinnen. Dabei spielen nicht 
nur persönliche Umstände wie Ar-
beitsbelastung und familiäre Prioritä-
ten eine Rolle. Auch das Bundesrecht 
erschwert das kommunale Engage-
ment, so beispielsweise im Renten-
recht, bei dem es jedoch eine Ausnah-
meregelung bis September 2017 gibt.

Vor diesem Hintergrund ist die 
rechtliche Behandlung von Auf-
wandsentschädigungen für das kom-
munale Ehrenamt einer umfassenden 
Prüfung zu unterziehen. Letztendlich 
ist es im Interesse des Staates, wenn 
Menschen sich in diesem Bereich für 
das Gemeinwesen engagieren. Dieses 
Engagement darf nicht durch recht-
lich bedingte Belastungen behindert 
werden. 

Energiewende und Kommunen

Bis 2015/16 läuft bundesweit die 
Mehrzahl der geschätzt ca. 20.000 
Strom- und Gasnetzkonzessionen als 
Folge ihrer auf 20 Jahre begrenzten 
Laufzeit aus. Die Übertragung der 
Netzkonzessionen ist häufig strittig 
und führt zu langwierigen Gerichts-
verfahren, wodurch die Übertragung 
der Netze auf den Neukonzessionär 
verzögert wird. Dabei wird oftmals ein 
Jahr nach Ablauf des ursprünglichen 
Konzessionsvertrags die Zahlung von 
Konzessionsabgaben an die Gemein-
de ganz eingestellt, wodurch den 
Kommunen erhebliche Einnahmever-
luste drohen.

Zusätzlich besteht das Problem, 
dass der Altkonzessionär nicht mehr 
in die Netze investiert, während der 
Neukonzessionär aufgrund der noch 
nicht abschließend geklärten Übertra-

gungslage noch nicht in die Netze in-
vestieren kann. Nach erfolgter Netz-
übertragung müssen die Investitio-
nen in einer deutlich verkürzten 
Vertragslaufzeit refinanziert werden. 
Dies führt zu Investitionsrückständen 
und vergrößert die Problemlage.

Der Deutsche Bundestag erwartet 
zeitnah einen Vorschlag zur Reform 
des Energiewirtschaftsgesetzes. Dabei 
sollten auch eine faire und transpa-
rente Netzwertermittlung geregelt 
werden sowie eine Rügeobliegenheit 
mit konkreter Befristung eingeführt 
werden, um taktische Verzögerungen 
des Verfahrens zu verhindern. Eine 
rasche Umsetzung ist für die Rechts-
sicherheit dringend erforderlich.

Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen 

2019 ist ein entscheidendes Da-
tum, wenn es um die Finanzbezie-
hungen zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen geht. Im Jahre 2019 läuft 
zum einen der Länderfinanzaus-
gleich, zum anderen der Solidarpakt II 
aus.

Bei den laufenden Verhandlungen 
darf es für die Kommunen nicht allein 
darum gehen, mehr Geld vom Bund 
zu bekommen. Vielmehr muss es Ziel 
sein, klare Strukturen zu etablieren 
und sicherzustellen, dass jede Ebene 
dauerhaft über eine ihren Aufgaben 
angemessene und auskömmliche Fi-
nanzausstattung verfügt. Dabei muss 
das Konnexitätsprinzip konsequent 
als Maßstab angewendet werden. 

Kommunale Selbstverwaltung 
und Freihandelsabkommen

Die deutsche Wirtschaft und unse-
re Arbeitsplätze profitieren von inter-
national frei handelbaren Gütern und 
Dienstleistungen sowie von grenz-
überschreitenden Investitionen. Frei-
handelsabkommen sind ein Beitrag 
zur Stärkung der wirtschaftlichen 
Entwicklung und Arbeitsplätze in 
Deutschland. Davon werden auch die 
Kommunen profitieren. Die kommu-
nale Selbstverwaltung darf allerdings 
durch Freihandelsabkommen der EU 
mit anderen Staaten nicht beeinträch-
tigt werden. Der Deutsche Bundestag 
begrüßt die Haltung der Bundesregie-

rung, wonach die innerhalb der Euro-
päischen Union bestehenden Stan-
dards nicht durch Vereinbarungen in 
Freihandelsabkommen verschlech-
tert werden dürfen. Je transparenter 
die Zwischenergebnisse der Verhand-
lungen kommuniziert werden, umso 
eher kann es gelingen, die Diskussion 
über das Für und Wider, über die 
Chancen und Risiken von Freihan-
delsabkommen zu versachlichen und 
die Verunsicherung in den Kommu-
nen zu beheben.

Kommunale Entwicklungszu-
sammenarbeit

Kommunen leisten im Rahmen 
von Städtepartnerschaften einen Bei-
trag zur Völkerverständigung, der un-
terstützenswert ist. Darüber hinaus 
haben Kommunen in Deutschland in 
vielen Bereichen Know-how, das in 
der Entwicklungszusammenarbeit 
stärker eingesetzt werden kann. Auf 
nationaler Ebene gibt es aktuell Kli-
mapatenschaften, an denen sich 35 
deutsche Kommunen beteiligen. Zu-
dem gibt es kommunale Entwick-
lungspartnerschaften, an denen sich 
rund 500 deutsche Kommunen betei-
ligen. Es werden mehr deutsche Kom-
munen in der Entwicklungspartner-
schaft benötigt. Ursachen von Flucht 
und Vertreibung müssen immer zu-
erst im Ursprungsland beseitigt wer-
den. Dazu leistet auch die kommuna-
le Entwicklungspartnerschaft einen 
langfristigen Beitrag. Sie sollte daher 
nicht aufsichtsrechtlich behindert 
werden. Als problematisch erweist 
sich beim Aufbau von Entwicklungs-
partnerschaften immer wieder die 
Vorgabe, dass Kommunen sich nur im 
Rahmen der ihnen obliegenden Ange-
legenheiten auf ihrem Einzugsgebiet 
betätigen können. Ein entwicklungs-
politisches Engagement ist dabei nur 
bedingt begründbar.

Haushaltskonsolidierung als 
Grundlage des Bundes-Engage-
ments auch für Kommunen

Der Deutsche Bundestag begrüßt 
die von der Bundesregierung betrie-
bene Haushaltskonsolidierung, mit 
der der Bund das Jahr 2014 nicht nur 
ohne neue Schulden, sondern mit ei-
ner zusätzlichen Tilgung beim Inves-
titions- und Tilgungsfonds abschlie-
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ßen konnte. Mit der Haushaltsaufstel-
lung ohne neue Schulden ab dem Jahr 
2015 wurde das nach dem Übergangs-
pfad der Schuldenbremse verfolgte 
Ziel bereits ein Jahr früher als vorge-
sehen erreicht. Diese Haushaltskon-
solidierung war Voraussetzung dafür, 
Spielräume zur Unterstützung der 
Kommunen zu erhalten.  

Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf,

1.  den Entwurf eines Bundesteilhabe-
gesetzes zur Reform der Eingliede-
rungshilfe vorzulegen, und ihn spä-
testens im Jahr 2016 in die parla-
mentarischen Beratungen 
einzubringen, so dass das Bundes-
teilhabegesetz möglichst am 
1.1.2017 in Kraft treten kann.

2.  die im Koalitionsvertrag zugesagte 
Entlastung der Kommunen um 5 
Mrd. Euro jährlich ab 2018 so um-
zusetzen, dass die Entlastung bun-
desweit wirklich bei den Kommu-
nen ankommt. 

3.  an die Bundesländer zu appellieren, 
dass finanzielle Leistungen des 
Bundes an die Kommunen dort 
auch zusätzlich und ungekürzt an-
kommen.

4.  die zugesagte dauerhafte und struk-
turelle Beteiligung des Bundes an 
den Kosten für die Aufnahme und 
Versorgung der Flüchtlinge zügig 
umzusetzen und in den Verhand-
lungen mit den Ländern darauf zu 
drängen, dass sie bei der Unterbrin-
gung und Betreuung von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern den Kom-
munen aufgabenangemesse Fi-
nanzmittel zur Verfügung stellen.

5.  die Empfehlungen der Experten-
kommission „Stärkung von Investi-
tionen in Deutschland“ zur Stär-
kung kommunaler Infrastruktur im 
Rahmen der – auch verfassungs-
rechtlichen – Möglichkeiten zielge-
richtet zu konkretisieren. 

6.  die Umsatzbesteuerung kommuna-
ler Beistandsleistungen kurzfristig 
so zu regeln, dass für alle Beteilig-
ten Rechtssicherheit besteht.

7.  sich auf EU-Ebene dafür einzuset-
zen, dass die Umsatzsteuerbefrei-
ung interkommunaler Zusammen-
arbeit rechtssicher geregelt wird.

8.  den digitalen Wandel in den kom-
munalen Verwaltungen konsequent 
zu unterstützen und eine gemein-
same Koordinierung mit dem Ziel 
einer konsequenten Umsetzung 
und Anwendung des E-Govern-
ment-Gesetzes des Bundes einzu-
fordern, sowie diese durch entspre-
chende rechtliche Rahmenbedin-
gungen zu unterstützen.

9.  den Breitbandausbau im ländlichen 
Raum durch organisatorische und 
rechtliche Rahmenbedingungen 
weiter konsequent zu unterstützen 
und zielgerichtet finanziell zu för-
dern. Die Bundesförderung muss 
mit Landesprogrammen zur Förde-
rung des Breitbandausbaus kombi-
nierbar sein. 

10.  das kommunale Ehrenamt zu stär-
ken und zu prüfen, welche tragfä-
hige Lösung kurzfristig gefunden 
und umgesetzt werden kann, die 
sicherstellt, dass es keine recht-
lich bedingten Nachteile gibt.

11.  das Energiewirtschaftsgesetz so 
weiterzuentwickeln, dass auch die 
Kommunen ihren aktiven Beitrag 
zur Energiewende leisten können 
und dass insbesondere mehr 
Rechtssicherheit beim Netzüber-
gang geschaffen wird. 

12.  bei der Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen si-
cherzustellen, dass jede Ebene die 
Mittel bekommt, die sie zur Be-
wältigung ihrer Aufgabenbraucht, 
wozu  auf Länderseite auch die 
Stärkung der kommunalen Inves-
titionskraft gehört, und keine Ei-
nigung zwischen Bund und Län-
dern zulasten der Kommunen er-
folgt.

13.  bei den Verhandlungen von Frei-
handelsabkommen auf europäi-
scher Ebene sich intensiv dafür 
einzusetzen, dass bestehende 
Standards der kommunalen 
Selbstverwaltung nicht aufge-
weicht werden und der bisherige 
kommunale Handlungsspielraum 
nicht eingeschränkt wird.

14.  Städtepartnerschaften zu unter-
stützen, einen Gesamtplan mit 
Maßnahmen der kommunalen 
Entwicklungszusammenarbeit zu 
erstellen und diesen mit der In-
nenministerkonferenz dahinge-
hend zu verhandeln, dass das ent-
wicklungspolitische kommunale 
Engagement im Rahmen der Leis-
tungsfähigkeit der Kommunen ge-
stärkt wird.

Berlin, den 22. September 2015
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Maßnahmen des Bundes zugunsten der Kommunen
Wichtiger Beitrag zur Stärkung der Kommunalfinanzen
Die Lage der Kommunalfinanzen hat 
sich im vergangenen Jahr deutlich 
verändert: Erstmals haben die Kom-
munen wieder ein Jahr mit einem 
negativen Saldo abgeschlossen. Die 
vom Statistischen Bundesamt veröf-
fentlichten viertel-jährlichen Kassen-
ergebnisse des Öffentlichen Gesamt-
haushalts weisen für die Kommunen 
im Jahr 2013 bei den Kern- und Extra-
haushalten einen Überschuss in Höhe 
von knapp über einer Milliarde Euro 
aus. Dagegen verzeichnen die Kom-
munen auf Grundlage derselben Sta-
tistik im Jahr 2014 ein Minus von 657 
Millionen Euro.

Dabei sind im Jahr 2014 die Ein-
nahmen um rund 11,2 Milliarden 

Euro gestiegen. Die Ausgaben sind 
dagegen im selben Zeitraum um fast 
13 Milliarden Euro gestiegen. Die 
Kommunen haben kein Einnahme-, 
sondern ein klares Ausgabenproblem.

Problematisch sind vor allem die 
deutlich angestiegenen Ausgaben für 
soziale Leistungen — und das obwohl 
der Bund im Jahr 2014 mit der letzten 
Stufe bei der Übernahme der Grundsi-
cherung im Alter die Kommunen 
nochmals um mehr als 1,5 Milliarden 
Euro bei den Sozialausgaben entlastet 
hatte. Hier schlagen die deutlich 
gestiegenen Flüchtlings- und Asylbe-
werberzahlen zu Buche. Bei dieser 
Aufgabe brauchen die Kommunen 
dringend Hilfe und Unterstützung, 

die sie vom Bund bekommen:

• Der Bund stellt den Ländern im Jahr 
2015 bereits zwei Milliarden Euro 
zur Unterbringung und Betreuung 
von Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen zur Verfügung.

• Bereits seit Anfang des Jahres stellt 
der Bund den Kommunen Liegen-
schaften mietzinsfrei für die Unter-
bringung von Asylbewerbern zur 
Verfügung. Der Koalitionsaus-
schuss hat am 6. September zudem 
beschlossen, dass der Bund nun-
mehr auch die Kosten für die Her-
richtung der Liegenschaften über-
nimmt.

• Hinzukommen weitere Entlastun-

„Aktionsbündnis für die Würde unserer Städte“
Weitere Forderungen gegenüber dem Bund
Vertreter des Aktionsbündnisses „Für 
die Würde unserer Städte“ haben die 
Plenardebatte am 24. September 2015 
von der Besuchertribüne des Deut-
schen Bundestages aus verfolgt. Zuvor 
wurde eine „Berliner Erklärung“ des 
Aktionsbündnisses, dem mehr als 50 
zumeist hochverschuldete Städte 
angehören, übergeben. Die Berliner 
Erklärung zur „Sicherung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse durch ein auf-
gabengerechtes Gemeindefinanzsys-
tem“ richtet einen Appell für eine 
auskömmliche Finanzausstattung der 
Kommunen, für eine Stärkung der 
Standortqualität, für die Unterstüt-
zung bei der U3-Betreuung und auch 
bei der Entschuldung der Kommunen 
an den Bund. — Und das nicht aus 
Unwissenheit, weil die Oberbürger-
meister und Bürgermeister die verfas-
sungsrechtlichen Zuständigkeiten 
nicht kennen würden, sondern ganz 
offenkundig, weil sie von ihren jewei-
ligen Bundesländern keine adäquate 
Hilfe erwarten. Dies ist ein erschre-
ckendes Signal.

Die Forderungen kann der Deut-
sche Bundestag allerdings nicht erfül-
len, weil für eine aufgabengerechte 
Finanzausstattung der Kommunen 
nach den bestehenden verfassungs-

rechtlichen Grundlagen die Länder 
zuständig und verantwortlich sind. 
Dass wesentliche Regelungen zur 
Finanzausstattung der Kommunen 
im Bundesrecht begründet sind, liegt 
vor allem daran, dass im Sinne einer 
bundeseinheitlichen gesetzlichen 
Regelung hierfür die Gesetzgebungs-
kompetenz beim Bund liegt — sei es 
bei der Einkommensteuer, der 
Umsatzsteuer, der Gewerbesteuer 
oder der Grundsteuer. Daraus ergibt 
sich aber keinesfalls eine Zuständig-
keit des Bundes für eine auskömmli-
che Finanzausstattung der Kommu-
nen.

Eine Forderung der Berliner Erklä-
rung macht sich der Deutsche Bun-
destag mit dem vorliegenden Antrag 
zur Lage der Kommunen zu eigen: Die 
vom Bund zur Verfügung gestellten 
Mittel müssen tatsächlich ungekürzt 
vor Ort ankommen. Nur wenn alle 
vom Bund zur Verfügung gestellten 
Mittel auch tatsächlich zusätzlich und 
ungekürzt bei den Kommunen 
ankommen, kann das Ziel, die kom-
munale Investitionskraft zu stärken 
und gleichwertige Lebensverhältnisse 
zu wahren, erreicht werden.
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Mitglieder des Aktiomsbündnisses mit Peter Hintze, Volker Kauder und Thomas Oppermann
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gen in Höhe von rund 40 Millionen 
Euro jährlich im Asylbewerberleis-
tungsgesetz.

• Die deutliche Verkürzung der Asyl-
verfahren und die Hilfe zur Integra-
tion der Menschen mit guter Bleibe-
perspektive werden ebenfalls dazu 
beitragen, die Kommunen zu ent-
lasten.

Aber nicht nur in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik steht der Bund an 
der Seite der Kommunen. Auch in 
anderen Bereichen können sich die 
Kommunen auf die Unterstützung 
des Bundes verlassen. Mit rund 50 
Maßnahmen hat bzw. wird der Bund 
im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2018 
die Kommunen unterstützen. Davon 
lassen sich einige — wie die Verbesse-
rung der Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Kommunalen Spitzenverbände im 
Gesetzgebungsverfahren — nicht 
finanziell bemessen. Zu den quantifi-
zierbaren Maßnahmen gehören:

• Verordnung zum Altschuldenhilfe-
gesetz (Härtefallklausel): Entlas-
tung von 1,1 Milliarden Euro im 
Zeitraum 2001 bis 2013;

• Fortentwicklung des Unterneh-
menssteuerrechts: Mehreinnah-
men von 2,434 Milliarden Euro im 
Zeitraum 2002 bis 2005;

• Ausweitung der Städtebauförde-
rung um die Programme „Stadtum-
bau Ost“ (2002) und „Stadtumbau 
West“ (2004), „Förderung von akti-
ven Stadt- und Ortsteilzentren“ 
(2008) und „Investitionspakt Bund-
Länder-Kommunen“ (2008/2009), 
„Kleine Städte und Gemeinden“ 
(2010): insgesamt 3,219 Milliarden 
Euro in den Jahren 2002 bis 2014; 
inzwischen Aufstockung der Städ-
tebauförderung auf 700 Millionen 
Euro jährlich;

• Befreiung der Kommunen von der 
Mitfinanzierung am Fonds „Auf-
bauhilfe“: einmalige Entlastung im 
Jahr 2003 von 819 Millionen Euro;

• Einführung der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung 
und damit verbundene Befreiung 
der Kommunen von Mehrbelastun-
gen : jährlich 409 Millionen Euro; 
sowie ab 2009 Beteiligung des Bun-
des mit 13 Prozent (bis 2012 jähr-
lich ansteigend auf 16 Prozent) an 
den Ausgaben: insgesamt rund vier 
Milliarden Euro im Zeitraum 2003 
bis 2011; in den Folgejahren schritt-
weise Erhöhung der Bundesbeteili-

gung auf 100 Prozent: Entlastungs-
volumen von über 30 Milliarden 
Euro im Zeitraum 2012 bis 2017;

• Beteiligung des Bundes am Investi-
tionsprogramm „Zukunft Bildung 
und Betreuung“ (Ganztagsschulpro-
gramm) 2003 bis zum Jahr 2009:  
vier Milliarden Euro;

• im Jahr 2004 beschlossene Gewer-
besteuerreform: in den Jahren 2004 
bis 2007 insgesamt Mehreinnah-
men in Höhe von 12,11 Milliarden 
Euro;

• einkommensteuerliche Änderun-
gen im Jahr 2004: in den Folgejah-
ren bis 2007 Mehreinnahmen in 
Höhe von insgesamt 2,48 Milliar-
den Euro;

• Maßnahmen zum Subventionsab-
bau im Jahr 2004: im Zeitraum 2004 
bis 2007 Mehreinnahmen in Höhe 
von 560 Millionen Euro;

• Gesetz zur Förderung der Steuerehr-
lichkeit: Mehreinnahmen von 750 
Millionen Euro im Jahr 2004;

• Zusammenlegung von Sozialhilfe 
und Arbeitslosenhilfe zum neuen 
ALG II im Jahr 2005: jährliche Ent-
lastungen von 2,5 Milliarden Euro;

• im Jahr 2006 gestartetes Aktions-
programm Mehrgenerationenhäu-
ser: in den Jahren 2007 bis 2014 
Zuschüsse von insgesamt 146 Milli-
onen Euro; das Programm wird 
auch über 2014 hinaus fortgesetzt;

• Ausbau der Kindertagesbetreuung 
ab 2008: Bundesbeteiligung von 5,4 
Milliarden Euro; das bestehende 
Sondervermögen wurde für die lau-
fende Wahlperiode nochmas um 
550 Millionen Euro aufgestockt; für 
den Betrieb von Kinderkrippen und 
Tagespflegestellen werden ab dem 
Jahr 2015 jährlich 845 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. Für die 
Jahre 2017 und 2018 erhöht der 
Bund seine Beteiligung an den 
Betriebskosten nochmals um 100 
Millionen Euro; unabhängig von 
den Investitionsprogrammen för-
dert der Bund im Zeitraum 2011 bis 
Ende 2015 mit insgesamt weiteren 
400 Millionen Euro die Sprachför-
derung in den Kindertagesstätten.

• Regionalisierungsmittel für öffent-
lichen Personennahverkehr: von 
6,7 Milliarden Euro im Jahr 2008 
ein jährlicher Anstieg um 1,5 Pro-
zent auf 7,3 Milliarden Euro im Jahr 

2014; Über die Höhe ab 2015 wird 
aktuell zwischen Bund und Ländern 
verhandelt (s.u.) — bis zum Inkraft-
treten einer gesetzlichen Regelung 
erfolgt die Auszahlung der Regiona-
lisierungsmittel 2015 in Höhe der 
im Jahr 2014 ausgezahlten Beträge 
unter Vorbehalt;

• ab 2008 Investitionen zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden mit 1,34 Milliarden 
Euro jährlich;

• im Jahr 2008 Novellierung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes mit einer jährlichen Bun-
desleistung von 332,6 Millionen 
Euro bis 2019; über eine Fortfüh-
rung wird aktuell im Rahmen der 
Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen beraten (s.u.);

• von dem im Jahr 2009 beschlosse-
nen Konjunkturpaket II entfallen 
auf die Kommunen insgesamt 9,3 
Milliarden Euro;

• Anpassung des § 33 Grundsteuerge-
setz (Steuererlass bei strukturellem 
Leerstand im Sinne der Kommu-
nen): seit 2009 jährliche Mehrein-
nahmen von 300 Millionen Euro;

• Weiterentwicklung des Kinderzu-
schlags für Geringverdiener im Jahr 
2009: Entlastung in Höhe von 265 
Millionen Euro jährlich;

• im Jahr 2011 vereinbarte höhere 
Beteiligung des Bundes an den Kos-
ten der Unterkunft und Heizung 
sowie der bis 2013 befristete Bun-
deszuschuss zur Schulsozialarbeit 
und eine weitere Erhöhung zum 
Ausgleich der Kosten des Bildungs- 
und Teilhabepakets: kommunale 
Entlastung von insgesamt 9,1 Milli-
arden Euro in den Jahren 2011 bis 
2017;

• Unterstützung bei Herausforderun-
gen durch Zuzug aus EU-Mitglied-
staaten in Höhe von 200 Millionen 
Euro im Jahr 2014;

• Gesetz zur weiteren Entlastung von 
Ländern und Kommunen: Unter-
stützung der Kommunen in den 
Jahren 2015 bis 2017 mit jährlich 
eine Milliarde Euro jeweils hälftig 
über eine höhere Bundesquote KdU 
und einen höheren Gemeindeanteil 
an der Umsatzsteuer;

• Mit dem Gesetz zur Förderung von 
Investitionen finanzschwacher 
Kommunen und zur Entlastung von 
Ländern und Kommunen bei der 
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Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern stellt der Bund den 
Kommunen im Zeitraum 2015 bis 
2018 3,5 Milliarden Euro Investiti-
onshilfen sowie im Jahr 2017 1,5 
Milliarden Euro über eine höhere 
Bundesquote KdU und eine höhere 
Beteiligung der Kommunen an der 
Umsatzsteuer zur Verfügung; 

• vom Bundestag bereits beschlos-
sene Novellierung des Wohngeld-
gesetzes: Entlastung der Kommu-
nen bei der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende und bei der Hilfe 
zum Lebensunterhalt um weitere 
rund 80 Millionen Euro jährlich;

• im Jahr 2018 Erhöhung der jährli-
chen Entlastung der Kommunen 
durch den Bund auf fünf Milliarden 
Euro.

In der Aufzählung sind noch keine 
KfW-Programme zugunsten der Kom-
munen enthalten. Eine Summierung 
der jeweils angegebenen Entlastungs-
volumen für die Kommunen ist aller-
dings nicht aussagefähig, da die 

Ermittlung der finanziellen Auswir-
kungen der einzelnen Maßnahmen 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Maßnahmen erfolgte und keine Aus-
kunft über die im nachhinein vor dem 
Hintergrund geänderter konjunktu-
reller Verläufe tatsächlich eingetreten 
finanziellen Entlastungen gegeben 
werden kann.

Dennoch zeigt die Aufstellung deut-
lich: Der Bund hält seine Zusagen zur 
Stärkung der Kommunen ein — der 
Bund ist ihr verlässlicher Partner.

Verstetigung von Mehrgenerationenhäusern
Stärkung des generationenübergreifenden Miteinanders
von Eckhard Pols, Mitglied des 
Bundestagsausschusses für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend

Als damalige Bundesfamilienministe-
rien rief Ursula von der Leyen im Jahr 
2006 das Aktionsprogramm Mehrge-
nerationenhäuser (MGH) ins Leben 
und legte damit den Grundstein für 
ein überaus erfolgreiches Projekt, das 
die klare Handschrift einer modernen 
und gesellschaftlich engagierten CDU 
trägt. MGH haben sich als zentrale 
Begegnungsorte, in denen das Mitein-
ander der Generationen aktiv gelebt 
wird, in vielen Kommunen etabliert. 
Auf der Jugend- und Familienminis-
terkonferenz in Perl am 21. Mai 2015 
haben dies Bund, Länder und Kom-
munale Spitzenverbände gewürdigt 
und sich klar zu einem gemeinsamen 
Engagement zur Verstetigung der 
Häuser bekannt. Die Zielsetzung des 
Koalitionsvertrages, das erfolgreiche 
Konzept der MGH weiterzuentwickeln 
und dafür auch die finanzielle Grund-
lage zu schaffen, wurde ferner mit 
dem Kabinettsbeschluss zum Bundes-
haushalt 2016 und zum Finanzplan 
2015 bis 2019 sichergestellt.

In Zeiten einer alternden Gesell-
schaft und demographischer Prob-
leme überwinden die MGH die Unter-
schiede zwischen den Generationen 
und führen die Menschen nachbar-
schaftlich zusammen. Im Zusam-
menspiel aktueller Alltagskompeten-
zen der Jüngeren und dem reichen 
Erfahrungsschatz der Älteren wird in 
den Einrichtungen auf lokaler Ebene 
gesellschaftliches Miteinander, gar so 
etwas wie ein Generationenvertrag 

gelebt. Seniorinnen und Senioren 
erklären beispielsweise jungen Men-
schen verschiedene Handarbeitstech-
niken. Im Gegenzug können Ältere in 
Kursen das Wichtigste über High-
Tech-Geräte wie Handy und PC erler-
nen. Manchmal sind es aber auch 
schlicht die einfachen Diskussions-
runden und Gespräche, die gegensei-
tiges Verständnis und gesellschaftli-
chen Zusammenhalt befördern.  

Bundesweit 450 Häuser sind es, in 
denen sich Menschen jeden Alters 
mit unterschiedlicher Herkunft oder 
kulturellem Hintergrund aktiv ein-
bringen. Die konkreten Angebote sind  
so vielfältig wie die sich engagieren-
den Menschen. Lern- und Kreativan-
gebote für Kinder und Jugendliche, 
Weiterbildungskurse für den (Wie-
der-) Einstieg in den Beruf, Betreu-
ungs- und Unterstützungsangebote 
für pflegebedürftige oder demenziell 
erkrankte Menschen und deren 
betreuende Angehörige, Sprachkurse 
für Migrantinnen und Migranten sind 
nur ein Ausschnitt aus dem breiten 
Spektrum. So schaffen es die MGH, 
einen verlässlichen Anlaufpunkt in 
vielen Lebenslagen darzustellen. 

Die kommunale Verankerung geht 
oft weit über die Zusammenarbeit auf 
Verwaltungsebene hinaus. Gute Kon-
takte mit der lokalen Wirtschaft und 
Vernetzung mit Akteuren wie Freiwil-
ligenagenturen, Verbänden oder Kul-
tur- und Bildungseinrichtungen vor 
Ort sind eher die Regel denn die Aus-
nahme. 

Diese nachhaltige lokale Veranke-

rung als gefragter Partner hat die MGH 
in ihren Kommunen etabliert und för-
dert familien- und gesellschaftspoliti-
sche Werte, für die sich die CDU 
immer engagiert hat. 

Wir werden uns weiter dafür ein-
setzen, dass die breite Unterstützung 
in der Öffentlichkeit und aus dem 
Bundestag nach den parlamentari-
schen Beratungen zum Bundeshaus-
halt 2016 in konkrete Finanzierungs-
zusagen und schließlich in eine 
Verstetigung mündet. An dieser Stelle 
darf ein klares Zeichen des Ministeri-
ums für eine zukunftsträchtige Inves-
tition in gemeinsame Wertvorstellun-
gen und eine solidarische Gesellschaft 
erwartet werden. 

Eckhard Pols
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Reduzierung des Flächenverbrauchs
Bundesregierung treibt Senkung mit Nachdruck voran
von Christian Haase, Mitglied des 
Bundestagsausschusses für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit

Die Bundesregierung hatte es sich 
2002 im Rahmen der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie zum Ziel 
gesetzt, die Neuinanspruchnahme 
von Siedlungs- und Verkehrsflächen 
bis 2020 auf 30 Hektar pro Tag zu 
reduzieren. Im Vier-Jahres-Mittel von 
2010 bis 2013 liegt diese bei 73 Hektar 
pro Tag. Gegenüber dem Ausgangs-
wert der Jahre 1997-2000 von 130 
Hektar pro Tag ist dies bereits eine 
deutliche Verlangsamung. Erwäh-
nenswert ist auch, dass fast die Hälfte 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen 
nicht versiegelt ist.

 Das Bundesumweltministerium 
erarbeitet derzeit einen Aktionsplan 
Flächenschutz, der zusätzliche Maß-
nahmen zur weiteren Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme vor-
stellen soll. Dabei werden auch Vor-
schläge aus der fachpolitischen 
Debatte zur Diskussion gestellt, über 
die bei Bund/Länder-Verhandlungen 
bisher keine Einigung erzielt werden 
konnte. Es ist aber auch klar, dass das 
Erreichen des 30-Hektar-Ziels nur 
durch Anpassungen der städtebauli-
chen Praxis erfolgen kann und damit 
in erster Linie eine Aufgabe der Län-
der und Kommunen ist.

Das Umweltbundesamt nimmt 
derzeit eine Bestandsaufnahme und 
Bewertung der bislang vorliegenden 
Maßnahmenvorschläge vor. Ziel ist 
es, einen ganzheitlichen, fachlich 

und politisch umsetzbaren Hand-
lungsrahmen aufzeigen und dabei 
alle relevanten Einflussfaktoren wie 
die demografische Entwicklung, Res-
sourcenverbrauch, Energiewende, 
EU-Recht und zukünftigen Flächen-
bedarf einzubeziehen. Der erarbeitete 
Aktionsplan wird dann auch zeigen, 
ob der Zertifikatehandel seinen Teil 
zur Reduktion des Flächenverbrauchs 
beitragen kann.

Ein wichtiger Baustein der Städte-
baupolitik des Bundes ist die Förde-
rung der Innenentwicklung. Am 10. 
Juni wurde das Grünbuch „Grün in der 
Stadt“ vorgestellt, das die Bedeutung 
von Grünflächen besonders in Innen-
städten und Ortszentren unter-
streicht. (http://www.bmub.bund.de/
fileadmin/Daten_BMU/Pools/Bro-
schueren/gruenbuch_stadtgruen_
broschuere_bf.pdf) Das Grünbuch soll 
eine öffentliche und wissenschaftli-
che Debatte anstoßen, die Grundlage 
für die Entwicklung weiterer Hand-
lungsempfehlungen sein soll. Die 
Bundesregierung unterstützt die 
Kommunen auch bei der Nutzung 
ihrer Brachflächen und Baulücken. Zu 
nennen sind hier die BBSR-Studie zur 
Implementierung einer Innenent-
wicklungspotenzial-Flächenerhe-
bung in die amtliche Statistik sowie 
der Leitfaden „Verwahrloste Immobi-
lien“ (http://www.bmub.bund.de/
fileadmin/Daten_BMU/Pools/Bro-
schueren/verwahrloste_immobilien_
broschuere_bf.pdf). Eine weitere 
BBSR-Studie „Städtebauliche Nach-
verdichtung im Klimawandel“ (http://
www.bbr.bund.de/BBSR/DE/Veroef-

f e n t l i c h u n g e n / E x W o S t / 4 6 /
e x w o s t 4 6 _ 1 . p d f ? _ _
blob=publicationFile&v=3)  zeigt 
anhand städtebaulicher Fallstudien 
die Relevanz und Bandbreite des 
Nachverdichtungsansatzes. Durch 
diese und weitere Unterstützung der 
kommunalen Innenentwicklung leis-
tet der Bund einen wichtigen Beitrag 
zur Begrenzung der baulichen Flä-
chenbeanspruchung.

Eine zusätzliche Hilfestellung lie-
fert der Bund auch durch die Entwick-
lung und Bereitstellung von Folgekos-
tenrechnern für Flächenverbrauch. 
Im Rahmen des Programms REFINA 
des BMBF wurde 2008 erstmals ein 
solches Werkzeug vorgestellt. (http://
www.was-kostet-mein-baugebiet.de) 
Weitere Ergebnisse der REFINA-For-
schung sind in einem Handbuch für 
die Praxis zusammengefasst. (https://
w w w . f o n a . d e / m e d i a t h e k /
p d f / B _ 5 _ 3 _ 2 _ R E F I NA _ B r o s c h u -
ere_2011.pdf) Ein Folgekostenrech-
ner steht seit 2011 auch für den 
Bereich Verkehr kostenlos zur Verfü-
gung. (http://www.bbsr.bund.de/
cln_016/nn_629248/BBSR/DE/Veroef-
fentlichungen/BMVBS/Online/2011/
ON022011.html) Derzeit wird das 
Werkzeug im BBSR evaluiert und wei-
terentwickelt. Insgesamt zeigt sich, 
dass die Bundesregierung das ambiti-
onierte 30-Hektar-Ziel ernst nimmt 
und mit einer Vielzahl von Instru-
menten versucht, die Neuinan-
spruchnahme von Flächen zu redu-
zieren.

Christian Haase
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Tourismus als Jobmotor in Kommunen nutzen
Besuch beim Landestourismusverband Sachsen
von Heike Brehmer, Vorsitzende 
des Bundestagsausschusses für 
Tourismus

Der Tourismus ist ein wichtiges Mar-
kenzeichen des ländlichen Raums. 
Für viele Kommunen bietet er großes 
Potenzial als Jobmotor mit echter 
Zukunftsperspektive. Viele Städte und 
Gemeinden in Deutschland locken 
Urlauber mit attraktiven Angeboten 
und tragen damit entscheidend zur 
Steigerung ihres eigenen Imagefak-
tors bei. Mit einem Marktanteil von 30 
Prozent ist und bleibt Deutschland 
seit Jahren das Lieblingsreiseziel der 
eigenen Bevölkerung. Davon profitie-
ren auch unsere Städte und Gemein-
den, die vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels häufig auf 
den wichtigen Wirtschaftszweig Tou-
rismus angewiesen sind. 

Auf Einladung meines Kollegen  
Andreas Lämmel, Präsident des Lan-
destourismusverbandes Sachsen, 
sowie des Verbandsdirektors Manfred 
Böhme führte mich ein Arbeitsbesuch 
in meiner Funktion als Vorsitzende 
des Tourismusausschusses im Deut-
schen Bundestag in die Leipziger 
Region, unter anderem nach Torgau, 
Grimma und Rochlitz. Hier konnte 
ich mich über die aktuelle Situation 
des Tourismus vor Ort und seine 
Bedeutung für die sächsischen Kom-
munen informieren. Zu den Schwer-
punktthemen, die ich mit Unterneh-
mern und touristischen Akteuren 
besprechen konnte, zählten insbe-

sondere die Fachkräftesicherung, die 
Finanzierung touristischer Aufgaben 
in den Kommunen sowie die Stärkung 
des Tourismus im ländlichen Raum.

Schnell wurde deutlich, dass der 
Tourismus in Sachsen in den vergan-
genen Jahren spürbar an Fahrt aufge-
nommen hat. Mit zahlreichen kultu-
rellen Schätzen, historischen 
Sehenswürdigkeiten und einzigarti-
gen Landschaften tragen die Kommu-
nen in Sachsen zur gesteigerten Qua-
lität ihres Tourismusprofils bei. Mit 
der landeseigenen Tourismusstrate-
gie 2020 soll eine nachhaltige, posi-
tive Entwicklung des Wirtschafts-
zweiges in Sachsen langfristig 
gesichert werden. Dies ist von großer 
Bedeutung für die Kommunen im 
ländlichen Raum. Hier schafft und 
erhält der Tourismus standortgebun-
dene, nicht exportierbare Arbeits-
plätze und bietet sowohl für qualifi-
zierte als auch für weniger 
qualifizierte Arbeitnehmer echte 
Zukunftschancen in den unterschied-
lichsten Bereichen.

Mit einem Jahresumsatz von 7,4 
Milliarden Euro ist der Tourismus in 
Sachsen die Dienstleistungsbranche 
Nr. 1 und mit rund 200.000 Beschäfti-
gungsverhältnissen ein wichtiger 
Arbeitgeber für den ländlichen Raum. 
Um die Kommunen in der Region 
auch in Zukunft für Touristen attrak-
tiv zu gestalten, müsse man die Ver-
netzung öffentlicher und privater 
Investoren sowie touristischer 

Akteure vorantreiben und wichtige 
Marketingstrategien wie „Leipzig 
Region“ fördern, so der einheitliche 
Tenor des Arbeitsbesuches. Der Run 
um die besten Köpfe hat auch in der 
Tourismusbranche längst begonnen. 
Zur langfristigen Sicherung des Fach-
kräftebedarfs wird es wichtig sein, die 
geeigneten politischen Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, um die duale 
Ausbildung zum Beispiel im Hotel- 
und Gaststättengewerbe für junge 
Menschen attraktiv zu gestalten und 
die Abbrecherquoten in speziellen 
Berufszweigen zu verringern. Deshalb 
spielen Faktoren wie die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf ebenso wie 
flexible Arbeitszeitmodelle eine wich-
tige Rolle, um den Tourismus als Job-
motor zu stärken und den Wohlstand 
im ländlichen Raum auch in Zukunft 
sicherzustellen. 

Viele Kommunen im ländlichen 
Raum haben großes touristisches 
Potenzial, welches es zu erkennen 
und zu nutzen gilt. Wir in der CDU 
werden uns auch in Zukunft dafür 
einsetzen, dass sich öffentliche und 
private Akteure eng miteinander ver-
netzen und gemeinsam die Werbe-
trommel für den Tourismus im ländli-
chen Raum rühren, um auch in 
Zukunft wichtige Arbeitsplätze und 
Wohlstand in den Kommunen in 
Deutschland zu sichern.

Heike Brehmer
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Kommunalkongress der Konrad Adenauer Stiftung
„Die generationengerechte Stadt“
Die KommunalAkademie der Konrad 
Adenauer Stiftung lädt herzlich zum 
diesjährigen bundesweiten Kommu-
nalkongress der Konrad-Adenauer-
Stiftung ein, der am 22. Oktober 2015 
in Aachen stattfindet. Das Thema lau-
tet:

„Die generationengerechte Stadt 
- Barrierefreiheit weiter denken“

Unser Land gehört zu den drei 
„super-aged-nations“ der Welt und 
erlebt zugleich eine Renaissance der 
großen Städte. Die Kommunalpolitik 
ist deshalb gefordert, Barrierefreiheit 
zu ermöglichen. Zukunftsorientierte 

Städte und Gemeinden haben dabei 
nicht nur Senioren oder Menschen 
mit Behinderungen im Blick, sondern 
fördern ein gesundes Älterwerden 
bereits von Kindesbeinen an und 
gestalten das aktive Miteinander aller 
Menschen und Generationen. 

Unter der Schirmherrschaft von 
Bundesgesundheitsminister Her-
mann Gröhe MdB präsentiert und dis-
kutiert die KommunalAkademie der 
Konrad-Adenauer-Stiftung innovative 
Praxisbeispiele aus den Bereichen 
Teilhabe, Wohnen, Mobilität und 
Technik. Eine Exkursion in drei 

Aachener Linienbussen (begrenzte 
Teilnehmerzahl!) führt am 23. Okto-
ber zu ausgesuchten Zielen in der 
Euregio Maas-Rhein, welche symbo-
lisch für die Überwindung von Barrie-
ren stehen.

Die Teilnahme an der Veranstal-
tung ist kostenlos. Weitere Informati-
onen finden Sie im Internet unter  
www.kas.de/wf/de/17.64203/ mit der 
Möglichkeit zur Online-Anmeldung. 

7. Bundeswettbewerb Kommunale Suchtprävention
„Innovative Suchtprävention vor Ort“
Auf Anregung der Drogenbeauftrag-
ten der Bundesregierung Marlene 
Mortler und mit Unterstützung der 
Kommunalen Spitzenverbände sowie 
des GKV-Spitzenverbandes schreibt 
die Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung (BZgA) den 7. Bundes-
wettbewerb „Vorbildliche Strategien 
kommunaler Suchtprävention“ aus. 
Gesucht werden Städte, Kreise und 
Gemeinden, die mit innovativen Akti-
vitäten zur Suchtprävention ein 
besonders gutes Beispiel für andere 
Kommunen geben.

Für die prämierten Wettbewerbs-
beiträge stellt die BZgA ein Preisgeld 
in Höhe von insgesamt 60.000 Euro 
zur Verfügung. Zusätzlich lobt der 
GKV-Spitzenverband einen Sonder-
preis von 10.000 Euro zum Thema 
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„Mitwirkung von Krankenkassen bei 
innovativen kommunalen Aktivitäten 
zur Suchtprävention“ aus.

Zentrales Kriterium für die Bewer-
tung der Beiträge ist ihr Innovations-
gehalt Darüber hinaus werden fol-
gende Kriterien zur Bewertung 
herangezogen:

• konzeptionelle Einbindung

• Vorliegen einer Ausgangs- und 
Bedarfsanalyse

• Vorliegen festgelegter Ziele

• Qualitätsmanagement und Evalua-
tion

• Kombination von Maßnahmen der 
Verhaltens- und der Verhältnisprä-
vention

• Partizipation von Zielgruppen

• Vernetzung und Kooperation von 
Akteuren

• Ausnutzung kommunaler Einfluss-
möglichkeiten

• langfristige und nachhaltige Imple-
mentation

• kommunalpolitische Verankerung/
Unterstützung

• Transfergehalt

Für eine Prämierung müssen nicht 
zwingend alle, aber mehrere dieser 
Kriterien erfüllt sein.

Alle Informationen rund um den 
Wettbewerb sowie die Bewerbungs-
unterlagen finden Sie im Internet: 
http://www.kommunale-suchtp-
raevention.de/

Wettbewerbsbeiträge können 
bis zum 15. Januar 2016 eingereicht 
werden.

Betreut wird der 7. Bundeswettbe-
werb „Vorbildliche Strategien kom-
munaler Suchtprävention“ durch das 
Deutsche Institut für Urbanistik.


